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wieder an der Betriebspraxis zu orientieren und sie 
von dem zwisdienbetrieblidien Erfahrungsaustausdi 
profitieren zu lassen. Es hat sidi gezeigt, daß die Teil­
nehmer, ob qualifizierte Ausbildungsleiter oder ein- 
fadie Ausbilder, für diesen gebotenen Erfahrungsaus­
tausdi äußerst aufgesdilossen sind, rege daran mit- 
arbeiten und widitige Erkenntnisse für ihre eigene 
Ausbildungsarbeit daraus gewinnen.
Wurden im Vorstehenden die praktisdien Maßnahmen 
gesdiildert, die die Industrie- und Handelskammern 
auf dem Gebiete der N adiw udissdiulung durdiführen, 
so darf nidit übersehen werden, daß die Handels­
kammern audi an den grundsätzlidien Fragen der ge- 
werblidien Berufserziehung aus dem ihnen zuteil ge­
wordenen, eingangs erw ähnten Generalauftrag zurW irt- 
sdiaftsförderung stärkstens interessiert sind. Dazu ge­
hört zunädist, daß sie ihre eigene A rbeit n id it ver­
bürokratisieren und erstarren lassen dürfen. Die In­
dustrie- und Handelskammern müssen sidi bewußt 
bleiben, daß ihre Berufsausbildungsarbeit n id it Selbst­
zweck ist, sondern der Erhaltung und Steigerung der 
Leistungsfähigkeit der gesamten W irtschaft dient. Diese 
Erkenntnis ist, wie man feststellen darf, bei allen 
Kammern trotz der umfangreichen Ordnungsarbeit, 
wie sie Lehrlingsrolle und Lehrabschlußprüfungen be­
dingen, lebendig. Hierzu träg t wesentlich bei, daß die 
Berufsausbildungsarbeit der Kammern in ständiger 
Fühlung mit der Praxis und un ter weitgehender M it­
arbeit von betrieblichen Praktikern erfolgt. Daneben 
ist es eine wichtige Aufgabe der Industrie- und 
Handelskammern, bei den Firmen die Erkenntnis 
der Bedeutung des Nachwuchsproblems als eine der 
wesentlichen volkswirtschaftlichen und sozialpoli­
tischen Fragen zu wecken und wachzuhalten. Nicht 
nur Fragen der Rohstoffversorgung, der Produktion, 
des Absatzes, des Verkehrswesens, der Steuergestal­
tung sowie der Handelspolitik sind bestimmend für 
die Leistungsfähigkeit einer Volkswirtschaft, sondern 
auch das Nachwuchsproblem. Diese Erkenntnis droht 
immer wieder verloren zu gehen, da sich Ausbildungs­
arbeit nicht unm ittelbar für den einzelnen Betrieb in

Heller und Pfennig niederschlägt, sondern nur als Ge­
meinschaftsaufgabe auf lange Sicht den Betrieben ihre 
Leistungsfähigkeit sichert. Dabei darf man das Nach- 
wudisproblem nicht nur zahlenmäßig sehen. Gerade 
der durch die Kriege bedingte ungünstige Altersauf­
bau der Bevölkerung zwingt dazu, auch der Qualität 
des Nachwuchses besondere Aufmerksamkeit zu schen­
ken. Den Industrie- und Handelskammern erwächst die 
Aufgabe, ihre Firmen darauf hinzuweisen, daß die 
Heranbildung des Nachwuchses nicht nur nach der 
fachlichen, sondern auch nach der menschlichen Seite 
im Sinne einer Charakterschulung zu erfolgen hat. 
Die Sorge für einen ausreichenden und cjualitativ 
hochstehenden Nachwuchs gibt den Kammern die 
Legitimation, sich für die Entwicklung unseres gesam­
ten  Erziehungswesens, Volksschule, Mittel- und Ober­
schule, Universität, die Berufs- und Fachschulen, zu 
interessieren und hierfür ihre Anregungen zu geben. 
Diese Anregungen werden nicht aus der engen Sicht 
eines Betriebes oder eines W irtschaftszweiges gege­
ben, sondern wohl abgewogen nach dem Gesamtin­
teresse der W irtschaft und der Allgemeinheit. H ier­
bei spielen Fragen nach der Sidierung der Führungs­
kräfte der W irtschaft ebenso eine Rolle wie die Fra­
gen nach einer guten Grundausbildung für das Gros 
der künftigen M itarbeiter der Wirtschaft.
Es liegt auf der Hand, daß die vorstehend skizzierte 
M itarbeit der Industrie- und Handelskammern an der 
Nachwuchsschulung nur im engsten Kontakt mit allen 
übrigen Trägern der Berufsausbildungsarbeit erfolg­
reich durchgeführt werden kann. Es ist erfreulich, fest­
stellen zu können, daß dieser Kontakt, sei es mit den 
V erbänden und mit den Gewerksdiaften, sei es mit 
den staatlichen Stellen und den Schulen, insbesondere 
mit den Berufsschulen, in weitestem  Maße gegeben 
ist und mehr als auf vielen anderen Gebieten zu 
fruchtbarer, vertrauensvoller Zusammenarbeit geführt 
hat. Es ist zu hoffen, daß auch die künftige A rbeit an 
der H eranbildung eines leistungsfähigen und charakter­
vollen Nachwuchses von diesem Geiste vertrauens­
voller Zusammenarbeit getragen wird.

Die Nachwuchssdiuiung der deutschen Gewerkschaften
Dr. Heinz Küppers, Düsseldorf

Wer sich aus der einschlägigen Literatur ein Bild 
darüber machen will, welche Stellung die Ge­

werkschaften zur Frage d er systematischen Nach- 
wuthsschulung eingenommen haben, wird ein verhält­
nismäßig mageres Ergebnis zutage fördern, sofern er 
unter Nachwuchspflege die planvolle Ausbildung jun­
ger und begabter Menschen versteht, die nach vollen­
deter Ausbildung ebenso planvoll mit bestimmten 
Aufgaben betraut werden sollen. Die Gründe hierfür 
liegen auf der Hand: Es gab und gibt den Beruf eines 
Gewerkschaftssekretärs nicht, wie es etwa den eines 
Syndikus gibt, und die Gewerkschaften sind ihrer 
Entwicklung, Struktur und Funktion nach nicht mit 
den übrigen wirtschaftlichen Interessenverbänden zu 
vergleichen. Man tu t gut daran, sich das vor Augen

zu halten, wenn Umfang und M ethode gewerkschaft­
licher Nachwuchsschuliung dargestellt werden sollen. 
S tärker als die politische A rbeiterbew egung haben 
die Gewerkschaften ihren Nachwuchs an  Führungs­
kräften  immer aus ihrer eigenen M itte bezogen, 
einen Nachwuchs, der zum überwiegenden Teil auf 
Grund seiner politischen und menschlichen Führungs- 
ciualitäten in demokratischen W ahlverfahren die Kom­
mandoposten der Organisation besetzte. Adolf W eber 
hat m it Recht auf die schicksalhafte Bedeutung dieser 
politischen Führungsqualifikation bei den Gewerk­
schaften hingewiesen. In ihrer ersten und zweiten 
Periode hat die Gewerkschaftsbewegung in Deutsch­
land im wesentlichen nach diesem Prinzip natürlicher 
Auswahl fast ihren gesamten Funktionskörper gebil­
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det und immer wieder erneuert. Selbst „Spezialisten" 
und Fadireferenten sind bis w eit nadi dem ersten 
W eltkrieg meist als Autodidakten aufgewadisen, das 
heißt ohne Hilfe eines planvollen und mehrstufigen 
gew erksdiaftlidien Bildungswesens. Nodi im Jahre 
1928, als der Gedanke eigener zentraler gewerksdiaft- 
lidier Bundessdiulen endlidi realisiert wurde, stellte 
der Leiter der Berliner Gewerksdiaftssdiule, Fritz 
Fridie, in einem Aufsatz in der „Arbeit“ fest, daß 
eine System atisierung des eigenen gewerksdiaftlidien 
Bildungswesens längst überfällig sei und eine M ethode 
zur planvollen N adiw udissdiulung über örtlidie Kurse, 
Bundessdiulen und die beiden staatlid ien  W irtsdiafts- 
sdiulen in  Berlin und Düsseldorf sowie die Akademie 
der Arbeit in Frankfurt erarbeitet w erden müsse. Zur 
w irklidien Auswirkung ist dieser Plan dann infolge 
der Auflösung der Gewerksdiaften nidit mehr ge­
kommen.
W ährend über den Inhalt der gewerksdiaft- 
lidien Sdiulungsarbeit im Grunde Übereinstimmung 
herrsdite, w ar zu diesem Zeitpunkt die Diskussion 
über die methodisdi-didaktisdien Fragen nodi in  vol­
lem Gange. Da sidi in der gewerksdiaftlidien Bil­
dungsarbeit rein sdiulisdie W issensvermittlung — 
mit den H auptlehrgebieten Volks- und Betriebswirt- 
sdiaft, A rbeitsredit, Sozialpolitik und Gewerksdiafts- 
wesen — und Gesinnungsbildung begegnen, gab es 
zudem nidit wenige Stimmen, die den gewerksdiafts- 
eigenen Bundessdiulen den Vorrang vor den staat- 
lidien W irtsdiaftssdiulen und der halbstaatlidien 
Akademie der Arbeit geben wollten, weil sie von 
dem M itspradie- und A ufsiditsredit des S taates mög- 
lidierw eise eine unerw ünsdite Einflußnahme auf diese 
Gesinnungsbildung befürditeten.

ZIELSETZUNG
Das Jahr 1945 hat die deutsdien G ewerksdiaften vor 
eine völlig neue Situation gestellt. Ihre Ausgangs­
lage ist insofern einigen anderen Verbänden und Grup­
pen w enigstens ungefähr vergleidibar, a ls sie  einen 
langen Zeitraum gewerksdiaftsfeindlidier Agitation zu 
überbrüdcen hatten, an über 20 Jahre zurüdsliegen- 
de Gesdiidite anknüpfen mußten, ohne dabei jedodi 
an  die Situation von 1933 anknüpfen zu können. Da­
bei standen die Gewerksdiaften vor zwei zentralen 
Problemen; In ihrer M itarbeit am Aufbau eines neuen 
Staatswesens hatten sie neue und außerordentlidie 
Aufgaben zu übernehmen, gleidizeitig aber galt es 
audi, das Bewußtsein der jüngeren Funktionäre und 
M itarbeiter und der weiteren Öffentlidikeit für die 
lebenswiditige Funktion der Gewerksdiaften in einer 
freien Demokratie zu entwidieln. Beide Aufgaben, in 
kurzer Zeit kaum lösbar, verlangten kategorisch, daß 
der DGB unverzüglidi ein so großzügiges Bildungwesen 
aufzubauen hatte  wie nur eben möglidi. Die ver­
änderte horizontale und vertikale S truktur der deut­
sdien Gewerksdiaftsbewegung — grundsätzlidie Auf­
gabe des Beraifsverbandsprinzips und  Neuordnung der 
Gewerksdiaften in 16 V erbänden sowie Ablehnung 
des Prinzips der Riditungsgewerksdiaften zugunsten 
einer w eltansdiaulidi neutralen und parteipolitisdi 
unabhängigen Gewerksdiaftsbewegung — hat dabei 
eine Änderung der Grundlagen und eine Neuorien­

tierung der gew erksdiaftlidien Bildungsarbeit viel 
weniger berührt und erforderlidi gemadit, als das 
von Außenstehenden vielfadi angenommen oder be­
hauptet wird. Ideologisdie Überspitzung und partei- 
politisdier Drill haben w eder in der früheren Gewerk­
sdiaftsbewegung die heute oft behauptete Rolle ge­
spielt, nodi haben sie in der Sdiulungsarbeit der 
neuen Gewerksdiaftsbewegung Platz. Dodi hat sidi 
zweifellos die Notwendigkeit taktvoller Rüdcsidit- 
nahm e auf religiöse und politisdie Überzeugungen 
aller Gewerksdiaftsmitglieder in  der Sdiulungsarbeit 
des DGB günstig ausgew irkt. Abgesehen von einer 
allgem einen Verbesserung des pädagogisdien Klimas 
fördert sold ie Rüdisiditnahme die Konzentration auf 
die eigentlidien Funktionen der Gewerksdiaften, auf 
die gemeinsame Basis, die von jeher breit und trag­
fähig für ein Zusammenwirken gewesen ist: Die all­
gemeine soziale V erantw ortung a ls  Aufgabe der Ge- 
werksdiaft.
Eine Kernfrage gew erksdiaftlidier Nadiwudispflege 
stellt sidi allerdings heute ebenso deutlidi wie früher. 
Soll der Nadiwudis für die Gewerksdiaftsführung aus 
der Mitte der Bewegung heranwadisen, so haben dodi 
die besonderen Umstände und Aufgaben der Nadi­
kriegszeit eine Planung gew erksdiaftlidier Bildungs­
arbeit audi in bezug auf die Förderung und Heran­
bildung von Spezialisten und Fadileuten erforderlidi 
gemadit. Aber es gilt, zw isdien dieser Aufgabe und 
der pädagogisdien Unterstützung eines neuen Führungs- 
nadiw udises zu untersdieiden. Grundsätzlidi kann ge­
sagt werden, daß der DGB mit seinen Lehrgängen nidit 
das Ziel verfolgt, Gewerksdiaftsangestellte für das 
„Fadi" des Gewerksdiaftsfunktionärs „auszubilden", 
wie das einmal auf dem Kongreß des Gesamtverban­
des der Christlidien Gewerksdiaften im Jahre 1926 
gefordert worden war. Es ist vielmehr eine Entwidc- 
lungsersdieinung, daß mit zunehmender Institutio­
nalisierung der Gewerksdiaften wie es die Praxis 
bereits heute deutlidi genug erweist — auf mandien 
für den einzelnen nur nodi sdiwer übersdiaubaren 
Gebieten, w ie etwa unserem  Sozialveisidierungswe- 
sen, besondere Fadileute angestellt werden müssen, 
die eine entsprediende fadilidie Ausbildung haben. 
Naturgemäß kommen diese Fadileute heute nidit mehr 
aussdiließlidi aus der eigenen Mitte, sondern oftmals 
sogar von den Universitäten. In sehr polemisdier 
W eise hat Bernhard Pfister vor einiger Zeit geglaubt, 
d ie  G ewerksdiaften hiervor w arnen zu müssen als 
vor einer Gefahr der Überfremdung. Soldie Gefahr 
besteht nidit und kann n id it bestehen, da alle editen 
politisdien Führungsfunktionen nadi gewerksdiaft- 
lidier Tradition stets in den Händen der gewählten 
Funktionäre bleiben werden. Aber selbst die meisten 
Fadileute werden aud i in Zukunft aus den eigenen 
Reihen kommen. Für sie muß der DGB in erhöhtem 
Maße Sdiulungsmöglidikeiten sdiaffen.
Audi die V erantwortung der Gewerksdiaften für die 
Besetzung öffentlidier Ämter (Arbeits- und Sozial- 
geriditsbarkeit, Aufsiditsräte usw.) m adit es dringend 
erforderlidi, dem gew erksdiaftlidien Nadiwudis audi 
für diese Aufgaben geeignete Sdiulungsmöglidikeiten 
zu sdiaffen.
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INSTITUTIONEN
Die außerordentliche Bedeutung, die die deutschen 
G ew erkschaften ihrera Bildungswesen beimessen, geht 
aus den beträditlichen finanziellen Leistungen hervor, 
d ie  der DGB jährlich für die Unterhaltung und den 
A usbau se iner Bildungseinrichtungen aufbringt. Nach 
Ü berw indung versdiiedener Anlauf sdiw ierigkeiten und 
n a d i einem  Stadium des Experimentierens ist bis An­
fang 1953 in  Deutsdiland jenes systematische Gebäude 
des gewerkschaftlidien Bildungswesens errichtet wor­
den, in  dem  heute auf versdiiedenen Stufen und mit 
verschiedenen Methoden der junge gewerkschaftliche 
N ad iw udis herangebildet wird. Das Bildungswesen 
des DGB träg t heute den verschiedensten Bedürf­
n issen  Redinung, d. h. der auf A ufklärung und Unter­
richtung der M itgliedsdiaft gerichteten Breitenschulung 
ebenso w ie der Sdiulung bereits fortgeschrittener Mit­
arbeiter, der Vermittlung gewerkschaftlichen Grund­
lagenw issens ebenso wie den Speziallehrgängen und 
der Bildungsmöglichkeit in drei von den Gewerkschaf­
ten  m itgetragenen Akademien.
Betrachten w ir hier zunädist die Bildungseinriditun­
gen, die ausschließljdi vom DGB und seinen Organen, 
d. h. ohne jede fremde Hilfe geschaffen wurden und 
ge tragen  werden. W enn man auch zu Recht die Bun­
desschulen des DGB als das eigentliche Kernstück der 
gewerkschaftlichen Bildungsarbeit bezeichnet — und 
das ist angebradit im Hinblidc auf Intensität und Be­
deutung  für die Heranbildung einer leistungsfähigen 
Funktionärschicht — so darf nicht verkannt werden, 
daß das Sdiwergewicht der gewerkschaftlichen Lei­
stung  auf dem Gebiet des Bildungswesens auf jener 
B reitenarbeit ruht, die von den Landesbezirken und 
den O rts- und Kreisausschüssen des DGB in Abend- 
und W ochenendkursen geleistet wird. Der Sadikundige 
w eiß längst, daß hier neben den Volkshodischulen in 
w enigen Jahren eine unserer bedeutendsten Einrich­
tungen  der Erwachsenenbildung wieder aufgebaut wor­
den ist. Genaue Statistiken über den Umfang dieser 
A rbeit liegen seit 1951 vor. Sie zeigen, daß von den 
Landesbezirken des DGB — also in zentraler Pla­
nung  —  bereits in jenem  Jah r durdigeführt wurden: 
49 l-2w ödiige Internatskurse, 155 W ochenendlehr­
gänge, 108 Abendlehrgänge mit insgesamt 3529 Teil­
nehm ern. 1952 stiegen die V eranstaltungen bereits auf 
95 Internatskurse, 279 W ochenendlehrgänge und 214 
A bendlehrgänge. 1953 gingen die Internatslehrgänge 
auf 36 zurück, die W ochenendkurse stiegen auf 368, 
die Zahl der Abendlehrgänge betrug 153. Rechnet man 
zu d iesen zentralen V eranstaltungen die vielen Kurse 
au f örtlicher Ebene hinzu, so ergibt die Statistik für 
1952 insgesam t 3 966 Kurse mit rund 110 000 Teilneh­
m ern, für 1953 insgesam t 4382 V eranstaltungen mit 
rund 129 000 Teilnehmern. Unberücksichtigt sind h ier­
bei die von den einzelnen Gewerkschaften innerhalb 
ih res eigenen und zum Teil sehr gut ausgebauten Bil­
dungsw esens durchgeführten Veranstaltungen.

Die außerordentliche Bedeutung vieler dieser Lehr­
gänge liegt darin, daß hier nicht nur eine Auslese von 
F unktionären erfaßt wird, wie bei den Bundesschulen 
und  den Akademien — diese zusammen erfassen jäh r­
lich etw a 10 000 Gewerkschaftler — sondern wirkliche

Breitenarbeit betrieben wird. Sicherlich mag man ein­
wenden, daß es qualitative Unterschiede gibt und die 
W irkung manchmal nicht allzu hoch sein wird, doch 
haben in einigen Ländern und Städten, besonders des 
Industriegebiets, die sogenannten Gewerkschaftssemi­
nare, die ihrerseits ihre Lehrpläne stufen und differen­
zieren, beachtliches Niveau. Schließlich aber haben 
auch nicht alle A bendkurse der Gewerkschaften nur 
breitenbildende Aufgaben. Sie dienen vielfach der 
Auslese und der Spezialschulung. Das Betriebsverfas­
sungsgesetz, die W iederherstellung der Selbstverwal­
tung in der Sozialordnung, die Schaffung der Bundes­
anstalt und die Einrichtung von Sozialgerichten stellen 
so hohe Anforderungen an das gewerkschaftliche Bil­
dungswesen, daß die Tausende von M itarbeitern schon 
aus Raumgründen unmöglich an den Bundesschulen 
mit den einschlägigen Gesetzen usw. vertrau t gemacht 
werden können. So wird die örtliche gewerkschaftliche 
Bildungsarbeit schon zum Nutzen der Zehntausende 
von Betriebsräten eines ständigen sorgfältigen Aus­
baus bedürfen.
Bereits wenige Jah re nach ihrer Neugründung hatte 
die deutsche Gewerkschaftsbewegung die Gründung 
zentraler Bildungsinstitute begonnen, an denen unter 
der Leitung pädagogisch und fachlich erfahrener Män­
ner junge Gewerkschaftsfunktionäre in mehrwöchigen 
Internatskursen herangebildet werden. Ende 1949 be­
standen in der britischen Zone bereits drei Bundes- 
sdiulen in Hattingen, Bremen und W ennigser M ark/ 
Hann. Auch in den übrigen Zonen w aren solche Ein­
richtungen bereits gesdiaffen worden, in Kochel, Ober­
ursel, M ünster a. Stein und Rheinfelden. Nach der 
Verschmelzung zum DGB werden nunm ehr 6 Bundes­
schulen vom Bundesvorstand des DGB unm ittelbar ver­
waltet. Es muß aber in diesem Zusammenhang darauf 
hingewiesen werden, daß inzwischen auch alle grö­
ßeren Verbände nach dem M uster des DGB eigene 
Schulen errichtet haben, die den speziellen Bedürf­
nissen der jeweiligen Organisation zu dienen haben. 
Die eigentliche Aufgabe der Bundesschulen sieht der 
DGB darin, Lehrgänge zur Heranbildung des nicht nur 
auf spezielle Aufgaben gerichteten Nachwuchses zu 
veranstalten, eines Nachwuchses, aus dem einmal die 
führenden Kräfte der Bewegung hervorgehen sollen. 
Damit wird ihnen eine wichtige politische Funktion 
zugesprochen, der naturgemäß die Gliederung des 
Lehrstoffes entspricht. Der Besucher der Bundesschulen 
soll nach Möglichkeit einen Gesamtüberblick über alle 
Probleme des Gewerksdiaftswesens erhalten und einen 
tieferen Einblick in  die Grundzüge gewerkschaftlicher 
Politik gewinnen. Auswahl und Entsendung von Teil­
nehm ern zu den Kursen, Gestaltung der Lehrpläne, 
Auswahl der Lehrkräfte und Zusammenarbeit zwischen 
Bund und Verbänden nehmen in den Beratungen der 
für das gewerkschaftliche Bildungswesen V erantw ort­
lichen einen breiten Raum ein.
An den Bundesschulen w urden im Jahre 1953 insge­
samt 109 Lehrgänge mit zusammen 4772 Teilnehmern 
durchgeführt. Die für die Jahre 1950/51 vorliegenden 
Berichte geben einen genaueren Einblick in  die Zu­
sammensetzung der Teilnehmer. 1951 nahmen 90,9 ”/o 
M änner und nur 9,1 “/o Frauen teil, von allen Teilneh­
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mern w aren über 32*/o mehr als 6 Jahre Gewerk- 
sdiaftsmitglied, nur 2,7 “/o weniger als 1 Jahr. Nur
12,9 ®/o der Teilnehmer w aren keine Funktionäre im 
engeren Sinne des W ortes. Mit 48,6 “/o lag der Anteil 
der Facharbeiter und Handwerker w eitaus am höch­
sten, der Anteil der höheren Beamten und Akademiker 
mit 0,8 */o am niedrigsten, die Angestellten w aren mit 
über 20 Vo vertreten. Am stärksten w ar die Beteiligung 
der Jahrgänge von 30 bis 39 Jahren. Schließlich dürfte 
auch noch die Vorbildung interessant sein. Entsprechend 
der Berufstätigkeit liegt die Volksschulbildung mit 
74,6 Vo an der Spitze, die abgeschlosssene Höhere 
Schulbildnug (Abitur) mit 4,2 Vo am niedrigsten. Eine 
abgeschlosssene Berufsausbildung hatten 83,9 Vo aller 
Teilnehmer. A n Lehrgängen standen im Vordergrund 
Kurse für V olksw irtsdiaft und Betriebslehre, Arbeits- 
redit, Sozialpolitik und Sozialversicherungswesen und 
schließlidi allgemeine Gewerkschaftslehre. An den 
Lehrgebieten hatten  die W irtsdiaftsw issensdiaften mit
26,4 Vo den hödisten Anteil, es folgten Sozialpolitik 
mit 23,9 Vo, Arbeitsrecht mit 23 Vo, Gewerkschaftswesen 
m it 14,7Vound Staats- und Gesellschaftslehre mit 10,1 Vo. 
Besonders begabte Sdiüler der Bundesschulen werden 
planmäßig gefördert, indem sie entweder den O rgani­
sationen unm ittelbar zur w eiteren Förderung emp­
fohlen werden oder aber je  nadi ihrer Begabungsricii- 
tung im Laufe der Zeit m ehrere sinnvoll aufeinander 
aufgebaute Spezialkurse durdilaufen. Handelt es sich 
um außergewöhnliche Begabungen, so können sie durch 
ihre H auptvorstände für den Besudi einer der von den 
Gewerkschaften unterstüzten und mit Stipendiaten be­
schickten Akademien vorgeschlagen werden.
Diese Akademien sind — mit Ausnahme der Akademie 
der Arbeit in  Frankfurt, die bereits 1921 durdi V er­
einbarung zwischen dem preußischen Staat und den 
gewerksdiaftlichen Spitzenorganisationen in der Uni­
versität Frankfurt gegründet wurde — bisher ohne 
Vorbild. Die alten preußisdien W irtschaftsschulen sind 
nach 1945 nicht w ieder erstanden, doch wurden in 
Hamburg und Dortmund Einrichtungen geschaffen, die 
den Erfordernissen der Zeit und der gestiegenen ge­

werkschaftlichen V erantwortung vielleidit nodi besser 
gerecht werden. Die Akademie für Gemeinwirtsdiaft, 
die durch Gesetz der H ansestadt Hamburg 1948 ge­
gründet wurde, ist eine selbständige, unabhängige 
Forschungs- und Lehrstätte, die „die deutsche Gemein­
w irtsdiaft fördern und einen mit dem notwendigen 
Fachwissen ausgestatteten Nadiwuchs durdi ein be­
sonderes Hodisdiulstudium  heranbilden soll". Der 
deutsche Gewerkschaftsbund entsendet alljährlidi 20 
junge Menschen zu dem viersem estrigen Studium nach 
Hamburg. Die Sozialakademie in Dortmund ist als 
staatliche A nstalt des Landes Nordrhein-W estfalen 
bereits 1948 ins Leben getreten und erhielt 1953 ihre 
endgültige Satzung, nach der ihr die Aufgabe zufällt, 
junge Menschen besonders zum W irken im öffentlichen 
Leben vorzubereiten. Die Studienzeit in  Dortmund be­
träg t 9 Monate. Insgesamt haben die deutschen Ge­
werkschaften seit 1947 an die drei A nstalten rund 
500 Funktionäre entsandt, von denen nach einer vor­
läufigen Statistik rund 50 */o hauptamtlich bei den Ge­
werkschaften tätig  geworden sind oder im öffentlichen 
und W irtschaftsleben an solchen Stellen tätig wurden, 
für die den Gewerkschaften besondere Verantwortung 
übertragen wurde. Es würde im Rahmen einer Be­
traditung über die gewerkschaftlichen Bildungseinrich­
tungen und die Nachwuchsförderung der Gewerkschaf­
ten zu weit führen, im einzelnen den W eg der ehemali­
gen Akadem ieabsolventen zu verfolgen. Der DGB hofft, 
der ö ff entlidikeit in Kürze einen genauen Beridit hier­
über vorlegen zu können.
Bildungsarbeit ist A rbeit auf lange Sicht. Unmittel­
bare Erfolge sind selten mit Sicherheit nachzuweisen. 
W ir sind uns im klaren über die Gefahren einer quan­
titativen Betrachtung von Bildungseinrichtungen. Sie 
können und dürfen nur über den äußeren Rahmen und 
die Richtung der Schulung etwas aussagen. Mehr kann 
und will deshalb auch dieser kurze Bericht nicht geben 
als einen Einblick in die Bildungsarbeit und Nach­
wuchspflege des DGB, eine Arbeit, der über die fach­
liche und gew erksdiaftspolitisdie Ausbildung hinaus 
große Bedeutung für die Schaffung eines neuen staats­
bürgerlichen Ideals zukommt.

Das indische Niederlassungsrecht
Rechtsanwalt Dr. Harald v., Beringe, Düsseldorf

Das wirtsdiaftliche Risiko, das jedes Auslands­
geschäft in sich sdiließt, zwingt zu sorgfältiger 

Beaditung der einsdilägigen ausländischen Rechtsvor­
schriften. Auch nadi deutschem Recht trifft den Unter­
nehm er weitgehende Verantwortung ‘). Die Informa­
tionsquellen, die ihm zur Verfügung stehen, sind mei­
stens spärlich. Unterlagen, vor allem bei überseeischen 
Staaten, sind sdiwer zu besdiaffen, zuverlässige Aus­
künfte in der Regel selbst im Lande kaum zu erhalten. 
Fremdes Reditsdenken, unbekannte w irtsdiaftlidie 
Verhältnisse, sprachtedinische Schwierigkeiten kom­
men erschwerend hinzu. Es sollen daher h ier die widi-

■ r
tigsten Bestimmungen, die das indische Nieder­
lassungsrecht zum Gegenstand haben, dargestelU 
werden )̂.

VORSCHRIFTEN FÜR EINZELKAUFLEUTE 
Einzelkaufleute, die selbständig ihre Geschäfte betrei­
ben, können in Indien ohne Beschränkung tätig wer­
den. Sie sind verpflichtet, sich im Handelsregister ein­
tragen zu lassen. Die Eintragung macht keine Sdiwie­
rigkeiten. Bei der Anmeldung ist der Geschäftssitz an­
zugeben, d. h. der Ort, von dem aus die Gesdiäfte 
geführt werden sollen. Die Aufenthaltserlaubnis ist 
nachzuweisen.

») V g l. Runderlaß A uB enw irtsd iatt N r. 15/52 (BAnz. v . 30. 1. 52).
*) Zu b ead iten  ist, daß zah lreid ie  Bestim m ungen, vor allem  die 
S teu ervorsd ir iften , jäh rlid i neu  b esd ilo ssen  w erden .
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